
 
 
 
 

 
 
    

  Nr. 25/2021                                                            Gettorf 15.12.2021 
 

 

 

 
S i t z u n g s t e r m i n e  

Tag / Uhrzeit Gremium Sitzungsort Seite 

Mittwoch, 15.12.2021 
- 19.00 Uhr - 

Gemeindevertretung 
der Gemeinde Gettorf 

KuBiZ im Schulzentrum 
Süderstraße 76, 24214 Gettorf 2 

Donnerstag, 16.12.2021 
- 19.00 Uhr - 

Finanzausschuss 
der Gemeinde Osdorf 

Dibberns Gasthof 
Noerer Straße 4, 24251 Osdorf 3 

Dienstag, 21.12.2021 
- 18.00 Uhr - 

Gemeindevertretung 
der Gemeinde Osdorf 

Dibberns Gasthof 
Noerer Straße 4, 24251 Osdorf 4 

 
 

 
 
 
 
 

Das Amt Dänischer Wohld 
wünscht 

allen Bürgerinnen und Bürgern 
ein frohes Weihnachtsfest und ein  

gesundes und glückliches Jahr 2022. 
 

 
 

  

 Jens Krabbenhöft       Matthias Meins                                        
 - Amtsvorsteher -       - Amtsdirektor - 
 
 
 
 
 

Am Mittwoch, dem 29. Dezember 2021, wird 
eine Sonderausgabe des Amtsblattes Dänischer Wohld erscheinen. 

Die nächste reguläre Ausgabe des Amtsblattes Dänischer Wohld 
erscheint am Mittwoch, dem 5. Januar 2022 
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Gemeinde Gettorf 24214 Gettorf, den 06.12.2021 
- Der Bürgermeister - Karl-Kolbe-Platz 1 

 
 

Bekanntmachung 
 

der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Gettorf 
 

Mittwoch, 15.12.2021, 19:00 Uhr, 
 

KuBiZ im Schulzentrum, Süderstraße 76, 24214 Gettorf 
 

Zutritt nach 3G-Regel (geimpft, genesen, getestet) 
 
 

T a g e s o r d n u n g :  

Öffentlicher Teil: 
 
 1. Begrüßung und Eröffnung  
   
 2. Bericht des Bürgermeisters  
   
 3. Einwohnerfragestunde  
   
 3.1. Eingaben  
   
 3.2. Anfragen  
   
 4. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 17.11.2021  
   
 5. Antrag der SPD-Fraktion vom 04.09.2020 zum Erlass einer Satzung 

zum Schutze des Baumbestandes in der Gemeinde Gettorf 
 

   
 6. Neufassung der Hundesteuersatzung  
   
 7. Ausbau Gemeindestraße Niendamm/Karkbrook  
   

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der Beschlussfassung durch die  
Vertretung voraussichtlich nicht öffentlich beraten. 

 
 1. Berichte  
   
 2. Vertragsangelegenheiten  
   

 
gez. - Bürgermeister -  

 
Für die Richtigkeit:  
 
 
Bahr 
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Gemeinde Osdorf 24214 Gettorf, den 07.12.2021 
- Der Bürgermeister - Karl-Kolbe-Platz 1 

 
 

Bekanntmachung 
 

der Sitzung des Finanzausschusses der Gemeinde Osdorf 
 

Donnerstag, 16.12.2021, 19:00 Uhr, 
 

Dibberns Gasthof, Noerer Straße 4, 24251 Osdorf 
 

Zutritt nach 3G-Regel (geimpft, genesen, getestet) 
 
 

T a g e s o r d n u n g :  

Öffentlicher Teil: 
 1. Begrüßung und Eröffnung  
   
 2. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 23.09.2021  
   
 3. Einwohnerfragestunde  
   
 4. Berichte  
   
 4.1. Eingaben  
   
 4.2. Anfragen  
   
 5. Erlass einer 6. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung 

von Abgaben für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung und 
Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Osdorf vom 
02.12.2009 (Gebührensatzung) 

 

   
 6. Beschlussfassung über den Jahresabschluss 2020  
   
 7. Antrag auf Zuschuss für die Frauenberatung !Via im Kreis Rends-

burg-Eckernförde 
 

   
 8. Neufassung der Hundesteuersatzung  
   
 9. Neugestaltung des Außengeländes KiTa Pusteblume  
   
 10. Beratung und Beschlussfassung über den Haushalt der Ge-

meinde Osdorf für das Haushaltsjahr 2022 
 

   
Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der Beschlussfassung durch die  
Vertretung voraussichtlich nicht öffentlich beraten. 

 1. Berichte  
   
 2. Personalangelegenheiten  
   

 
gez. - Vorsitzender -  

Für die Richtigkeit:  
 
 
Schwauna 
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Gemeinde Osdorf 24214 Gettorf, den 13.12.2021 
- Der Bürgermeister - Karl-Kolbe-Platz 1 

 
 

Bekanntmachung 
 

der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Osdorf 
 

Dienstag, 21.12.2021, 18:00 Uhr, 
 

Dibberns Gasthof, Noerer Straße 4, 24251 Osdorf 
 

Es gilt die 3G-Regel (geimpft, genesen, getestet). 
 
 

T a g e s o r d n u n g :  

Öffentlicher Teil: 
 
 1. Begrüßung und Eröffnung  
   
 2. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 01.12.2021  
   
 3. Bericht des Bürgermeisters  
   
 3.1. Eingaben  
   
 3.2. Anfragen  
   
 4. Berichte der Ausschussvorsitzenden  
   
 5. Neufassung der Hundesteuersatzung  
   
 6. Erlass einer 6. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von  

Abgaben für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung und Niederschlags-
wasserbeseitigung der Gemeinde Osdorf vom 02.12.2009 (Gebührensat-
zung) 

 

   
 7. Beschlussfassung über den Jahresabschluss 2020  
   
 8. Beratung und Beschlussfassung über den Haushalt der Gemeinde Osdorf 

für das Haushaltsjahr 2022 
 

   
 9. Einwohnerfragestunde  
   

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Maßgabe der Beschlussfassung durch die  
Vertretung voraussichtlich nicht öffentlich beraten. 

 
 1. Berichte  
   

 
gez. - Bürgermeister -  

 
Für die Richtigkeit:  
 
Bahr 
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Nachtragssatzung 
 
zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwas-

serbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der  
Gemeinde Felm vom 13. Dezember 2010  

(Gebührensatzung) 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwas-
serabgabengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschluss-
fassung durch die Gemeindevertretung Felm vom 13.12.2021 folgende 3. Nachtragssatzung erlassen: 

 
 

§ 1  
  

In § 5 „Gebührensätze“ werden die Absätze 1 und 2 wie folgt geändert: 
 

(1) Die Gebühr für die Schmutzwasserbeseitigung beträgt 3,72 € je Kubikmeter Abwasser. 
 
(2) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung beträgt 0,44 € je Quadratmeter gebührenpflich-

tiger Fläche im Sinne von § 4 Abs. 1. 
 

 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

 
Diese 3. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwas-
serbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Felm vom 13. Dezember 2010 (Ge-
bührensatzung) tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
Felm, den 14.12.2021 
 
gez. Suhr   (Siegel) 
Bürgermeister 
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Satzung der Gemeinde Lindau 
über die Erhebung einer Hundesteuer 

(Hundesteuersatzung)  
 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.01.2018 
(GVOBl. Schl.-H. S.6), sowie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 S. 1 und 2, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 und § 18 des 
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
erlässt die Gemeinde Lindau nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 25.11.2021 
folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat 

(Halter des Hundes). 
 
(2) Eine Steuerpflicht besteht nicht, wenn der Zeitraum der Haltung des Hundes in der Gemeinde Lindau 

nicht länger als einen Monat beträgt. 
 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 

oder zum Anlernen hält, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass der Hund in einer anderen 
Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. 

 
(4) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemeinsam 

gehalten. 
 
(5) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Datenverarbeitung 
 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung und Verarbeitung personen- und hundesteuerbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein ab deren Inkrafttreten durch das Amt Däni-
scher Wohld, zulässig: 
 
Personenbezogene Daten werden erhoben über 
a) Name, Vorname(n) 
b) Anschrift 
c) Geburtsdatum 
d) Daten über Heirat bzw. Daten über den Wohnungseinzug 
e) Bankverbindung 
f) Hunderasse 
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durch Mitteilung bzw. Übermittlung von 
a) Polizeidienststellen 
b) Ordnungsämtern 
c) Sozialämtern 
d) Einwohnermeldeämtern 
e) Kontrollergebnissen des Grünflächenamtes bzw. des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel 
f) Stadtkassen 
g) Arbeitsagenturen 
h) Sozialversicherungsträgern 
i) Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
j) Tierschutzvereinen 
k) Bundeszentralregister 
l) allgemeinen Anzeigern 
m) Grundstückseigentümern 
n) anderen Behörden 
 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeitet werden. 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Hund 

in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, 
der auf den Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Wohnortwechsel des Hundehal-
ters beginnt die Steuerpflicht mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats, welcher dem Monat, in dem der Hund ab-

geschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt, vorausgeht. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Monat des Wegzuges vorausgeht. 

 
§ 5 

Gefährliche Hunde 
 

(1) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, die gemäß des Gesetzes über das Halten 
von Hunden (HundeG) vom 26. Juni 2015 in der jeweils gültigen Fassung als solche gelten. 

 
(2) Als gefährliche Hunde gelten ferner die Hunde, die von der örtlichen Ordnungsbehörde nach Maß-

gabe des Gesetzes über das Halten von Hunden in der jeweils gültigen Fassung als solche eingestuft 
worden sind. 

 
  

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund   36,00 € 
für den zweiten Hund   48,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund   60,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5       288,00 € 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 

Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
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Ab dem 01.01.2022 erhält der § 6 Steuersatz folgende Fassung:  
 

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund   60,00 € 
für den zweiten Hund   72,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund   84,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5       576,00 € 
 

(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 

 
§ 7 

Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 
 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 150 m Wegstrecke entfernt liegen; 

 
b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 

und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichter*innen abgelegt haben. Das mit dem Antrag 
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

c) Hunden, deren Halter die Sachkunde nach § 4 des Gesetzes über das Halten von Hunden (Hun-
deG) durch einen entsprechenden Sachkundenachweis nachgewiesen hat. Die Ermäßigung ist 
auf drei Jahre befristet und gilt für den ersten Hund; 
 

d) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und zur Jagd verwendet 
werden. 
 

(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 
zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde, 
die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet werden. 

 
e) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerermäßigung gewährt.  

 
§ 8 

Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhalts- 
kosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
 

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und von Landschaftswarten in der für den Forst-, Jagd- oder Landschafts-
schutz erforderlichen Anzahl; 
 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
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4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutzeinheiten 
selbst oder von Personen gehalten werden, die anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutz- 
einheiten angehören, wenn die Hunde eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt 
haben und entsprechend verwendet werden. Das mit dem Antrag vorzulegende Prüfungszeugnis 
darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

5. Blindenführhunden; 
 

6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber und hilfloser Personen unentbehrlich sind; 
die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden; 

 
 
(2) Steuerfrei sind Hunde, die 
 

a) nicht länger als 1 Monat in Pflege oder Verwahrung genommen wurden, auf Probe oder zum An-
lernen gehalten werden. 
 

b) von Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gemeindegebiet aufhalten und nachweislich 
in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert sind. 
 

c) in den Fällen Abs. 1 Ziffer 1. bis 6. ist die Geeignetheit des Hundes durch Vorlage des jeweiligen 
Prüfungszeugnisses (nicht älter als 2 Jahre) nachzuweisen und die dauerhafte Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 
(3) Die Steuerbefreiung wird vom Beginn des Monats der Antragsstellung gewährt. 
 
(4) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerbefreiung gewährt. 

 
§ 9 

Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 
 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

 
2. der Halter in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft wurde, 

 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 

vorhanden sind. 
 

§ 10 
Melde- und Mitwirkungspflichten 

 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, hat 

ihn binnen 14 Tagen beim Amt Dänischer Wohld, Finanzabteilung, schriftlich anzumelden. Bei der 
Anmeldung ist die Hunderasse, die Farbe, Geburtsdatum und Anschaffungstag anzugeben. Bei der 
Aufnahme eines Hundes in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb ist der Name und die Anschrift 
des Vorbesitzers anzugeben. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 8 Abs. 2 nach Ablauf des Mo-
nats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen schriftlich abzumelden. Im 

Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers an-
zugeben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z. B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 4 Abs. 2 mit Ablauf des Monats, welcher 
dem Monat vorausgeht, in dem die Abmeldung beim Amt Dänischer Wohld eingeht. 

  



Seite 10                                                                            Nr. 25/2021 
 
 
(3) Fallen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Halter 

dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
 

(4) Das Amt Dänischer Wohld gibt Hundesteuermarken aus. Bei Verlust erhält der Halter auf schriftlichen 
Antrag eine Ersatzmarke. Der Halter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten 
Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Mit der Abmeldung des Hundes 
ist die Hundesteuermarke wieder abzugeben. 

 
§ 11 

Besteuerungszeitraum, Steueranspruch, Vorauszahlung und Fälligkeit 
 
(1) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Steueranspruch entsteht mit Ablauf des Kalender-

jahres. 
 
(2) Die Steuer wird nach Entstehen des Steueranspruches festgesetzt. 
 
(3) Hält der Steuerpflichtige den Hund nur für einen Teil des Jahres, so ist die Steuer anteilig festzuset-

zen. Die Steuer ist in diesem Fall nach dem Anteil der Hundehaltung am Kalenderjahr zu berechnen. 
 
(4) Die Gemeinde Lindau erhebt Vorauszahlungen auf die Steuer, welche der Steuerpflichtige für den 

laufenden Besteuerungszeitraum voraussichtlich schulden wird. Die Vorauszahlungen werden zu 
Beginn eines Besteuerungszeitraumes festgesetzt. 

 
(5) Die Steuer ist jeweils 14 Tage nach Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fällig. Die festgesetz-

ten Vorauszahlungen sind in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November eines jeden Jahres fällig und werden mit der für das entsprechende Jahr festzuset-
zenden Steuer verrechnet. 
 

§ 12 
Auskunftspflicht 

 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde Lindau oder dem von ihr Beauftragten über 
die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen §§ 10 und 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes. 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Alle bisher erlassenen Hundesteuersatzungen 

der Gemeinde Lindau treten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft.  
 
(2) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt wer-

den als nach der bisherigen Satzung. 
 

(3) Bestandskräftig gewordene Steuerfestsetzungen nach der bisherigen Hundesteuersatzung der Ge-
meinde Lindau werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 

 

Lindau, den 15.12.2021 
 

gez. Jens Krabbenhöft  (Siegel) 
Bürgermeister  
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1. Änderungssatzung 
 

zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale  
Schmutzwasserbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der       

Gemeinde Lindau für den Ortsteil Großkönigsförde, B-Plan Gebiet Nr. 3,  
vom 26.01.2012 (Gebührensatzung) 

 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabga-
bengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung Lindau vom 09.12.2021 folgende  
1. Änderungssatzung erlassen: 

 
 

§ 1  
  

In § 5 „Gebührensätze“ werden die Absätze 1 und 2 wie folgt geändert: 
 

(1) Die Gebühr für die Schmutzwasserbeseitigung beträgt 4,44 € je Kubikmeter Abwasser. 
 
(2) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung beträgt 0,42 € je Quadratmeter gebührenpflichti-

ger Fläche im Sinne von § 4 Abs. 1. 
 

 
§ 2  

Inkrafttreten 
 
Diese 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwas-
serbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Lindau für den Ortsteil Großkönigs-
förde, B-Plan Gebiet Nr. 3, vom 26.01.20212 (Gebührensatzung) tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
Lindau, den 10.12.2021 
 
gez. Krabbenhöft (Siegel) 
Bürgermeister 
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Satzung 
der Gemeinde Lindau über die Festsetzung der Hebesätze für die 

Realsteuern in der Gemeinde Lindau (Hebesatzsatzung) 
 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), der §§ 1 und 25 des Grundsteuer-
gesetzes und der §§1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes wird nach Beschlussfassung durch die Ge-
meindevertretung am 25.11.2021 folgende Satzung der Gemeinde Lindau über die Festsetzung der He-
besätze für die Realsteuern in der Gemeinde Lindau (Hebesatzsatzung) erlassen: 
 

§ 1 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde Lindau erhebt 
 

a) von dem in ihrem Gemeindegebiet liegenden Grundbesitz Grundsteuer nach den Vorschriften 
des Grundsteuergesetzes und 
 

b) eine Gewerbesteuer nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes. 
 

§ 2 
Hebesätze 

 
Die Hebesätze für diese Steuern (Realsteuern) werden für das Jahr 2022 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer für  

a) die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 330 v.H. 

b) die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 380 v.H.  

2. Gewerbesteuer auf 310 v.H.  

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
Gettorf, den 02.12.2021 
 
gez. Krabbenhöft 
Bürgermeister   (Siegel) 
 
 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Haushaltssatzung der Gemeinde Neudorf-Bornstein 
für das Haushaltsjahr 2022 

 
Aufgrund der § 77 der Gemeindeordnung wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 08.12.2021 folgende Haushalts-
satzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird 
 
1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 2.282.400 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 2.194.200 EUR 
 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von 88.200 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit auf 
2.056.700 EUR 

 einem Gesamtbetrage der Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf 

1.950.100 EUR 

    
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investi-

tionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 
633.100 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Inves-
titionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

739.700 EUR 

    
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Es werden festgesetzt: 
 
1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-

onsförderungsmaßnahmen auf 
177.800 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0 EUR 
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0 EUR 
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 2,07 Stellen. 

 
§ 3 

 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer   
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Be-

triebe (Grundsteuer A) 
340 % 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 350 % 
2. Gewerbesteuer 330 % 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen und Verpflichtungsermächti-
gungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Ge-
meindeordnung erteilen kann, beträgt 5.000 EUR. Die Genehmigung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als erteilt. 
 
                             
Gettorf, den 10.12.2021 
 
Gemeinde Neudorf-Bornstein 
gez. Christoph Arp           (Siegel) 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Jedermann kann während 
der Dienststunden in der Amtsverwaltung Dänischer Wohld, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf, Zimmer 5, II. OG, Einsicht in die 
Haushaltssatzung und die Anlagen nehmen.  
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Satzung der Gemeinde Neudorf-Bornstein 
über die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung)  

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.01.2018 
(GVOBl. Schl.-H. S.6), sowie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 S. 1 und 2, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 und § 18 des 
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
erlässt die Gemeinde Neudorf-Bornstein nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 
08.12.2021 folgende Satzung: 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat 

(Halter des Hundes). 

(2) Eine Steuerpflicht besteht nicht, wenn der Zeitraum der Haltung des Hundes in der Gemeinde Neu-
dorf-Bornstein nicht länger als einen Monat beträgt. 

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass der Hund in einer an-
deren Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer be-
freit ist. 

(4) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemeinsam 
gehalten. 

(5) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Datenverarbeitung 
 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung und Verarbeitung personen- und hundesteuerbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein ab deren Inkrafttreten durch das Amt Däni-
scher Wohld, zulässig: 
 
Personenbezogene Daten werden erhoben über 
 
a) Name, Vorname(n) 
b) Anschrift 
c) Geburtsdatum 
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d) Daten über Heirat bzw. Daten über den Wohnungseinzug 
e) Bankverbindung 
f) Hunderasse 
 
durch Mitteilung bzw. Übermittlung von 
 
a) Polizeidienststellen 
b) Ordnungsämtern 
c) Sozialämtern 
d) Einwohnermeldeämtern 
e) Kontrollergebnissen des Grünflächenamtes bzw. des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel 
f) Stadtkassen 
g) Arbeitsagenturen 
h) Sozialversicherungsträgern 
i) Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
j) Tierschutzvereinen 
k) Bundeszentralregister 
l) allgemeinen Anzeigern 
m) Grundstückseigentümern 
n) anderen Behörden 
 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeitet werden. 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Hund 

in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, 
der auf den Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
beginnt die Steuerpflicht mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

(2) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats, welcher dem Monat, in dem der Hund ab-
geschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt, vorausgeht. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Monat des Wegzuges vorausgeht. 

§ 5 
Gefährliche Hunde 

 
(1) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, die gemäß des Gesetzes über das Halten 

von Hunden (HundeG) vom 26. Juni 2015 in der jeweils gültigen Fassung als solche gelten. 

(2) Als gefährliche Hunde gelten ferner die Hunde, die von der örtlichen Ordnungsbehörde nach Maß-
gabe des Gesetzes über das Halten von Hunden in der jeweils gültigen Fassung als solche eingestuft 
worden sind. 
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§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den ersten Hund   48,00 € 
für den zweiten Hund     60,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund   72,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5        600,00 €  

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der Hunde 

nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 

 
Ab dem 01.01.2022 erhält der § 6 Steuersatz folgende Fassung:  
 

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

für den ersten Hund  60,00 € 
für den zweiten Hund   72,00€  
für jeden weiteren gehaltenen Hund   84,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5       800,00 € 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 

Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 

 
§ 7 

Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 150 m Wegstrecke entfernt liegen; 

b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 
und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichter*innen abgelegt haben. Das mit dem Antrag 
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 

c) Hunden, deren Halter die Sachkunde nach § 4 des Gesetzes über das Halten von Hunden (Hun-
deG) durch einen entsprechenden Sachkundenachweis nachgewiesen hat. Die Ermäßigung ist 
auf drei Jahre befristet und gilt für den ersten Hund; 

d) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und zur Jagd verwendet 
werden. 

(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 
zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde, 
die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet werden. 
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e) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerermäßigung gewährt.  

 
§ 8 

Steuerbefreiung 
 

(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhalts- 
kosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-
ten Jagdaufsehern und von Landschaftswarten in der für den Forst-, Jagd- oder Landschafts-
schutz erforderlichen Anzahl; 

3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 

4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutzeinhei-
ten selbst oder von Personen gehalten werden, die anerkannten Sanitäts- oder Katastrophen-
schutz- einheiten angehören, wenn die Hunde eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern 
abgelegt haben und entsprechend verwendet werden. Das mit dem Antrag vorzulegende Prü-
fungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 

5. Blindenführhunden; 

6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber und hilfloser Personen unentbehrlich sind; 
die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden; 

 
(2) Steuerfrei sind Hunde, die 

a) nicht länger als 1 Monat in Pflege oder Verwahrung genommen wurden, auf Probe oder zum An-
lernen gehalten werden. 

b) von Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gemeindegebiet aufhalten und nachweislich 
in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert sind. 

c) in den Fällen Abs. 1 Ziffer 1. bis 6. ist die Geeignetheit des Hundes durch Vorlage des jeweiligen 
Prüfungszeugnisses (nicht älter als 2 Jahre) nachzuweisen und die dauerhafte Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

(3) Die Steuerbefreiung wird vom Beginn des Monats der Antragsstellung gewährt. 

(4) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerbefreiung gewährt. 

 
§ 9 

Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 
 

Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
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1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

2. der Halter in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft wurde, 

3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume 
vorhanden sind. 

 
§ 10 

Melde- und Mitwirkungspflichten 
 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, 

hat ihn binnen 14 Tagen beim Amt Dänischer Wohld, Finanzabteilung, schriftlich anzumelden. Bei 
der Anmeldung ist die Hunderasse, die Farbe, Geburtsdatum und Anschaffungstag anzugeben. Bei 
der Aufnahme eines Hundes in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb ist der Name und die An-
schrift des Vorbesitzers anzugeben. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 8 Abs. 2 nach Ablauf 
des Monats. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen schriftlich abzumelden. Im 
Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers an-
zugeben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z. B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 4 Abs. 2 mit Ablauf des Monats, welcher 
dem Monat vorausgeht, in dem die Abmeldung beim Amt Dänischer Wohld  eingeht. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Halter 
dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

(4) Das Amt Dänischer Wohld gibt Hundesteuermarken aus. Bei Verlust erhält der Halter auf schriftli-
chen Antrag eine Ersatzmarke. Der Halter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Mit der Abmeldung des 
Hundes ist die Hundesteuermarke wieder abzugeben. 

 
§ 11 

Besteuerungszeitraum, Steueranspruch, Vorauszahlung und Fälligkeit 
 
(1) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Steueranspruch entsteht mit Ablauf des Kalender-

jahres. 

(2) Die Steuer wird nach Entstehen des Steueranspruches festgesetzt. 

(3) Hält der Steuerpflichtige den Hund nur für einen Teil des Jahres, so ist die Steuer anteilig festzuset-
zen. Die Steuer ist in diesem Fall nach dem Anteil der Hundehaltung am Kalenderjahr zu berechnen. 

(4) Die Gemeinde Neudorf-Bornstein erhebt Vorauszahlungen auf die Steuer, welche der Steuerpflich-
tige für den laufenden Besteuerungszeitraum voraussichtlich schulden wird. Die Vorauszahlungen 
werden zu Beginn eines Besteuerungszeitraumes festgesetzt. 
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(5) Die Steuer ist jeweils 14 Tage nach Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fällig. Die festgesetz-

ten Vorauszahlungen sind in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November eines jeden Jahres fällig und werden mit der für das entsprechende Jahr festzuset-
zenden Steuer verrechnet. 

 
§ 12 

Auskunftspflicht 
 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde Neudorf-Bornstein oder dem von ihr Beauf-
tragten über die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen §§ 10 und 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes. 

 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Alle bisher erlassenen Hundesteuersatzungen 

der Gemeinde Neudorf-Bornstein treten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft.  
 
(2) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt 

werden als nach der bisherigen Satzung. 

(3) Bestandskräftig gewordene Steuerfestsetzungen nach der bisherigen Hundesteuersatzung der Ge-
meinde Neudorf-Bornstein werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 

 
Neudorf-Bornstein, den 15.12.2021  

 
gez. Christoph Arp   (Siegel) 
Bürgermeister 
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1. Nachtragssatzung 
 

zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwasserbe-
seitigung der Gemeinde Neudorf-Bornstein im Ortsteil Bornstein vom 

31.07.2017  
(Gebührensatzung) 

 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabga-
bengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung vom 08.12.2021 folgende  
1. Nachtragssatzung erlassen: 
 

 
§ 1  

  
In § 4 „Gebührensatz“ wird der Absatz 2 wie folgt geändert: 

 
 
(2) Die Zusatzgebühr für die Abwasserbeseitigung beträgt 4,20 € je Kubikmeter Abwasser. 
 

 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

 
Diese 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutz-
wasserbeseitigung der Gemeinde Neudorf-Bornstein im Ortsteil Bornstein vom 31.07.2017 (Gebüh-
rensatzung) tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
Neudorf-Bornstein, den 09.12.2021 
 
gez. Arp   (Siegel) 
Bürgermeister 
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1. Nachtragssatzung 
 

zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwasserbe-
seitigung der Gemeinde Neudorf-Bornstein  

im Ortsteil Neudorf vom 31.07.2017  
(Gebührensatzung) 

 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabga-
bengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung Neudorf-Bornstein vom 08.12.2021 folgende 1. Nachtragssatzung erlas-
sen: 

 
 

§ 1  
  

In § 4 „Gebührensatz“ wird der Absatz 2 wie folgt geändert: 
 

 
(2) Die Zusatzgebühr für die Abwasserbeseitigung beträgt 3,22 € je Kubikmeter Abwasser. 
 

 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

 
Diese 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutz-
wasserbeseitigung der Gemeinde Neudorf-Bornstein im Ortsteil Neudorf vom 31.07.2017 (Gebüh-
rensatzung) tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
Neudorf-Bornstein, den 09.12.2021 
 
gez. Arp   (Siegel) 
Bürgermeister 
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3. Nachtragssatzung 
 

zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale  
Abwasserbeseitigung der Gemeinde Neuwittenbek vom 01. Juli 2009  

(Gebührensatzung) 
 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasser-
abgabengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschlussfas-
sung durch die Gemeindevertretung Neuwittenbek vom 29.11.2021 folgende 3. Nachtragssatzung erlas-
sen: 
 

§ 1  
  

Der § 4 „Gebührensatz“ wird wie folgt geändert: 
Die Abwassergebühr beträgt je Kubikmeter Abwasser 
 
a) bei Anschluss an den Schmutzwasser- und Regenwasserkanal          3,29 € 

 
b) bei Anschluss nur an den Schmutzwasserkanal                                   2,78 € 
 

 
§  2  

Inkrafttreten 
 
Diese 3. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwasserbesei-
tigung der Gemeinde Neuwittenbek vom 01. Juli 2009 (Gebührensatzung) tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
Neuwittenbek, den 30.11.2021 
 
gez. Meier 
Bürgermeisterin   (Siegel) 
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Satzung der Gemeinde Schinkel 
über die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung)  

 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 S. 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der 
Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04.01.2018 
(GVOBl. Schl.-H. S.6), sowie § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 S. 1 und 2, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 und § 18 des 
Kommunalabgabegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), 
erlässt die Gemeinde Schinkel nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 08.12.2021 
folgende Satzung: 
 

 
§ 1 

Steuergegenstand 
 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat 

(Halter des Hundes). 
 
(2) Eine Steuerpflicht besteht nicht, wenn der Zeitraum der Haltung des Hundes in der Gemeinde Schin-

kel nicht länger als einen Monat beträgt. 
 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe 

oder zum Anlernen hält, wenn nicht nachgewiesen werden kann, dass der Hund in einer anderen 
Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. 

 
(4) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemeinsam 

gehalten. 
 
(5) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen Hund, so sind sie Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Hundesteuer im Rahmen dieser Satzung ist 
die Erhebung und Verarbeitung personen- und hundesteuerbezogener Daten gemäß Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein ab deren Inkrafttreten durch das 
Amt Dänischer Wohld, zulässig: 
 
Personenbezogene Daten werden erhoben über 
 
a) Name, Vorname(n) 
b) Anschrift 
c) Geburtsdatum 
d) Daten über Heirat bzw. Daten über den Wohnungseinzug 
e) Bankverbindung 
f) Hunderasse 
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durch Mitteilung bzw. Übermittlung von 
 
a) Polizeidienststellen 
b) Ordnungsämtern 
c) Sozialämtern 
d) Einwohnermeldeämtern 
e) Kontrollergebnissen des Grünflächenamtes bzw. des Abfallwirtschaftsbetriebes Kiel 
f) Stadtkassen 
g) Arbeitsagenturen 
h) Sozialversicherungsträgern 
i) Kontrollmitteilungen anderer Kommunen 
j) Tierschutzvereinen 
k) Bundeszentralregister 
l) allgemeinen Anzeigern 
m) Grundstückseigentümern 
n) anderen Behörden 
 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeitet werden. 
 

§ 4 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Hund 

in einen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen wird, frühestens mit dem Kalendermonat, 
der auf den Monat folgt, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
beginnt die Steuerpflicht mit dem auf den Zuzug folgenden Kalendermonat. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem letzten Tag des Monats, welcher dem Monat, in dem der Hund ab-

geschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt, vorausgeht. Bei Wohnortwechsel des Hundehalters 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendermonats, der dem Monat des Wegzuges vorausgeht. 
 

§ 5 
Gefährliche Hunde 

 
(1) Gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, die gemäß des Gesetzes über das Halten 

von Hunden (HundeG) vom 26. Juni 2015 in der jeweils gültigen Fassung als solche gelten. 
 

(2) Als gefährliche Hunde gelten ferner die Hunde, die von der örtlichen Ordnungsbehörde nach Maß-
gabe des Gesetzes über das Halten von Hunden in der jeweils gültigen Fassung als solche eingestuft 
worden sind. 

 
  

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund      48,00 € 
für den zweiten Hund    60,00 €  
für jeden weiteren gehaltenen Hund    72,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5           384,00 € 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 

Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
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Ab dem 01.01.2022 erhält der § 6 Steuersatz folgende Fassung:  
 
 

§ 6 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

 
für den ersten Hund       72,00 € 
für den zweiten Hund    84,00  
ür jeden weiteren gehaltenen Hund    96,00 € 
für den ersten und jeden weiteren Hund nach § 5           600,00€ 

 
(2) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§ 8), werden bei der Berechnung der Anzahl der 

Hunde nicht angesetzt; Hunde, für die die Steuer ermäßigt wird (§ 7), gelten als erste Hunde. 
 

§ 7 
Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 
 

a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden benötigt werden, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 150 m Wegstrecke entfernt liegen; 

 
b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten- oder Rettungshunde verwendet werden 

und eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichter*innen abgelegt haben. Das mit dem Antrag 
vorzulegende Prüfungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 
 

c) Hunden, deren Halter die Sachkunde nach § 4 des Gesetzes über das Halten von Hunden (Hun-
deG) durch einen entsprechenden Sachkundenachweis nachgewiesen hat. Die Ermäßigung ist 
auf drei Jahre befristet und gilt für den ersten Hund; 
 

d) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben und zur Jagd verwendet 
werden. 

 
(2) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 

zwei Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und zweiten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde, 
die weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet werden. 
 
e) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerermäßigung gewährt.  

 
§ 8 

Steuerbefreiung 
 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 
 

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhalts- 
kosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 

 
2. Gebrauchshunden von Forstbeamten, im Privatforstdienst angestellten Personen, von bestätig-

ten Jagdaufsehern und von Landschaftswarten in der für den Forst-, Jagd- oder Landschafts-
schutz erforderlichen Anzahl; 

 
3. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl; 
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4. Sanitäts- oder Rettungshunden, die von anerkannten Sanitäts- oder Katastrophenschutzeinhei-
ten selbst oder von Personen gehalten werden, die anerkannten Sanitäts- oder Katastrophen-
schutz- einheiten angehören, wenn die Hunde eine Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern 
abgelegt haben und entsprechend verwendet werden. Das mit dem Antrag vorzulegende Prü-
fungszeugnis darf nicht älter als zwei Jahre sein; 

 
5. Blindenführhunden; 

 
6. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, tauber und hilfloser Personen unentbehrlich sind; 

die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht 
werden; 

 
 
(2) Steuerfrei sind Hunde, die 
 

a) nicht länger als 1 Monat in Pflege oder Verwahrung genommen wurden, auf Probe oder zum An-
lernen gehalten werden. 

 
b) von Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gemeindegebiet aufhalten und nachweislich 

in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert sind. 
 
c) in den Fällen Abs. 1 Ziffer 1. bis 6. ist die Geeignetheit des Hundes durch Vorlage des jeweiligen 

Prüfungszeugnisses (nicht älter als 2 Jahre) nachzuweisen und die dauerhafte Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 

 
(3) Die Steuerbefreiung wird vom Beginn des Monats der Antragsstellung gewährt. 

 
(4) Für Hunde nach § 5 wird keine Steuerbefreiung gewährt. 
 

§ 9 
Allgemeine Voraussetzungen für die Steuerermäßigung und die Steuerbefreiung 

 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde für den angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 

 
2. der Halter in den letzten 5 Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft wurde, 

 
3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unterkunftsräume vor-

handen sind. 
 

§ 10 
Melde- und Mitwirkungspflichten 

 
(1) Wer einen Hund in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufnimmt oder mit einem Hund zuzieht, 

hat ihn binnen 14 Tagen beim Amt Dänischer Wohld, Finanzabteilung, schriftlich anzumelden. Bei 
der Anmeldung ist die Hunderasse, die Farbe, Geburtsdatum und Anschaffungstag anzugeben. Bei 
der Aufnahme eines Hundes in seinen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb ist der Name und die An-
schrift des Vorbesitzers anzugeben. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 8 Abs. 2 nach Ablauf 
des Monats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen schriftlich abzumelden. Im 

Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Anschrift des Erwerbers an-
zugeben. Bei einer rückwirkenden Abmeldung ist ein entsprechender Nachweis (z. B. tierärztliche 
Bescheinigung) einzureichen. Wird die vorstehende Frist nicht beachtet und kein entsprechender 
Nachweis geführt, endet die Steuerpflicht abweichend von § 4 Abs. 2 mit Ablauf des Monats, welcher 
dem Monat vorausgeht, in dem die Abmeldung beim Amt Dänischer Wohld eingeht. 
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(3) Fallen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Halter 

dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
 
(4) Das Amt Dänischer Wohld gibt Hundesteuermarken aus. Bei Verlust erhält der Halter auf schriftli-

chen Antrag eine Ersatzmarke. Der Halter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Mit der Abmeldung des 
Hundes ist die Hundesteuermarke wieder abzugeben. 

 
§ 11 

Besteuerungszeitraum, Steueranspruch, Vorauszahlung und Fälligkeit 
 
(1) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. Der Steueranspruch entsteht mit Ablauf des Kalender-

jahres. 
 
(2) Die Steuer wird nach Entstehen des Steueranspruches festgesetzt. 
 
(3) Hält der Steuerpflichtige den Hund nur für einen Teil des Jahres, so ist die Steuer anteilig festzuset-

zen. Die Steuer ist in diesem Fall nach dem Anteil der Hundehaltung am Kalenderjahr zu berechnen. 
 
(4) Die Gemeinde Schinkel erhebt Vorauszahlungen auf die Steuer, welche der Steuerpflichtige für den 

laufenden Besteuerungszeitraum voraussichtlich schulden wird. Die Vorauszahlungen werden zu 
Beginn eines Besteuerungszeitraumes festgesetzt. 

 
(5) Die Steuer ist jeweils 14 Tage nach Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides fällig. Die festgesetz-

ten Vorauszahlungen sind in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November eines jeden Jahres fällig und werden mit der für das entsprechende Jahr festzuset-
zenden Steuer verrechnet. 

 
§ 12 

Auskunftspflicht 
 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, der Gemeinde Schinkel oder dem von ihr Beauftragten über 
die auf dem jeweiligen Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu erteilen. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen §§ 10 und 12 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommu-
nalabgabengesetzes. 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Alle bisher erlassenen Hundesteuersatzungen 

der Gemeinde Schinkel treten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung außer Kraft.  
 
(2) Für die Zeit der Rückwirkung der Satzung dürfen die Steuerpflichtigen nicht ungünstiger gestellt wer-

den als nach der bisherigen Satzung. 
 

(3) Bestandskräftig gewordene Steuerfestsetzungen nach der bisherigen Hundesteuersatzung der Ge-
meinde Schinkel werden durch die rückwirkende Neuregelung nicht berührt. 

 
Schinkel, den 15.12. 2021 
 
gez. Sabine Axmann-Bruckmüller  (Siegel) 
Bürgermeisterin 
 
  



Seite 28                                                                            Nr. 25/2021 
 

3. Nachtragssatzung 
 

zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwasser- 
beseitigung der Gemeinde Schinkel (Beitrags- und Gebührensatzung)  

vom 14.11.2006 
 
 

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwas-
serabgabengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschluss-
fassung durch die Gemeindevertretung Schinkel vom 08.12.2021 folgende 3. Nachtragssatzung erlas-
sen: 

 
 

§ 1  
  

In § 13 „Gebührensatz“ erhält der 2. Absatz folgende Fassung: 
 
(2) Die Niederschlagswassergebühr beträgt je 50 m² Entwässerungsfläche 22,27 € 

 
 

 
§ 2  

Inkrafttreten 
 
Diese 3. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwasserbesei-
tigung der Gemeinde Schinkel (Beitrags- und Gebührensatzung) vom 14.11.2006 tritt am 01.01.2022 in 
Kraft.  
 
Schinkel, den 09.12.2021 
 
gez. Axmann-Bruckmüller   (Siegel) 
Bürgermeisterin 
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Bekanntmachung der  
 

Satzung 
der Gemeinde Schinkel über die Festsetzung der Hebesätze für die Real-

steuern in der Gemeinde Schinkel (Hebesatzsatzung) 
 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO), der §§ 1 und 25 des Grundsteuer-
gesetzes und der §§1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes wird nach Beschlussfassung durch die Ge-
meindevertretung am 08.12.2021 folgende Satzung der Gemeinde Schinkel über die Festsetzung der He-
besätze für die Realsteuern in der Gemeinde Schinkel (Hebesatzsatzung) erlassen: 
 

§ 1 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde Schinkel erhebt 
 

c) von dem in ihrem Gemeindegebiet liegenden Grundbesitz Grundsteuer nach den Vorschriften 
des Grundsteuergesetzes und 
 

d) eine Gewerbesteuer nach den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes. 
 

§ 2 
Hebesätze 

 
Die Hebesätze für diese Steuern (Realsteuern) werden für das Jahr 2022 wie folgt festgesetzt: 
 

3. Grundsteuer für  

c) die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 380 v.H. 

d) die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 380 v.H.  

4. Gewerbesteuer auf 380 v.H.  

 
§ 3 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 
Gettorf, den 09.12.2021 
 
 
gez. Axmann-Bruckmüller   (Siegel) 
Bürgermeisterin 
 
 
Die vorstehende Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
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1. Nachtragssatzung 
 
zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwas-
serbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Tütten-

dorf im Ortsteil Wulfshagenerhütten vom 12. Dezember 2016  
(Gebührensatzung) 

 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H., S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.05.2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Absatz 3 Satz 6 des Landeswassergesetzes vom 13.11.2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-
H. S., S. 352), der §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 1 Satz 1, 6 Absätze 1, 2 und 4, 9a Absatz 1 Satz 1 sowie 18 
Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H., S. 566), der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Abwas-
serabgabengesetzes in der Fassung vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S., S 425) wird nach Beschluss-
fassung durch die Gemeindevertretung Tüttendorf vom 07.12.2021 folgende 1. Nachtragssatzung er-
lassen: 

 
 

§ 1  
  

In § 5 „Gebührensätze“ werden die Absätze 1 und 2 wie folgt geändert: 
 

(1) Die Gebühr für die Schmutzwasserbeseitigung beträgt 1,22 € je Kubikmeter Schmutzwasser. 
 
(2) Die Gebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung beträgt 0,43 € je Quadratmeter gebührenpflichti-

ger Fläche im Sinne von § 4 Abs. 1. 
 

 
§ 2  

Inkrafttreten 
 
Diese 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwas-
serbeseitigung und Niederschlagswasserbeseitigung der Gemeinde Tüttendorf im Ortsteil Wulfshagener-
hütten vom 12. Dezember 2016 (Gebührensatzung) tritt am 01.01.2022 in Kraft.  
 
Tüttendorf, den 08.12.2021 
 
gez. Thee    (Siegel) 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachungen 
 

 

Personalausweise und Pässe 
Die Personalausweise, die bis zum 03.12.2021 beantragt wurden, liegen vor. 
Die Reisepässe, die bis zum 26.11.2021 beantragt wurden, liegen vor. 
 
 

Gettorf, 14.12.2021 
 

Amt Dänischer Wohld 
Der Amtsdirektor 
 

Fundsachen 
 
Im Bürgerbüro des Amtes Dänischer Wohld wurden als Fundsachen abgegeben:  
 
 

2 Fahrräder 
 
Gettorf, 14.12.2021 
 

Amt Dänischer Wohld 
Der Amtsdirektor 
 
 
 

Mitteilungen der Verwaltung 
 

Bürgermeistersprechstunde 
 

Gemeinde Bürgermeister/in Tag / Datum Uhrzeit Ort 

Gettorf Hans-Ulrich Frank Donnerstag, 06.01.2022 15.00 – 
18.00 

nur nach telefonischer 
Anmeldung unter  
91-200 

Lindau Jens Krabbenhöft 

Sprechstunde telefonisch (0 43 46 – 60 02 77) nach vorheriger 
Terminvereinbarung oder unter jens.krabbenhoeft@gmx.de . 
Sprechstunden im Dörpshus in Revensdorf oder im Feuerwehr-
haus in Großkönigsförde werden wieder stattfinden, wenn die 
Coronabedingungen es zulassen. 

Neudorf-Bornstein Christoph Arp Sprechstunde nach Vereinbarung unter E-Mail:  
info@tischlerei-arp.com 

Neuwittenbek Waltraud Meier Sprechstunde nach Vereinbarung unter  0 43 46 - 600191 

Osdorf Helge Kohrt Sprechstunde nach Vereinbarung unter  0 43 46 – 41 31 32 

Schinkel Sabine Axmann-
Bruckmüller Sprechstunde nach Vereinbarung unter  0 43 46 - 93 93 56 

Tüttendorf Thomas Thee Sprechstunde nach Vereinbarung unter  0151 193 290 81 

  

mailto:jens.krabbenhoeft@gmx.de
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Stellenausschreibungen 
 

 

 

 

 
Das Amt Dänischer Wohld stellt zum 1. August 2022 eine/n  
 

Auszubildende/n  zur/zum Verwaltungsfachangestellten (m/w/d) 
– Fachrichtung Kommunalverwaltung –  

ein. 

Das Amt Dänischer Wohld im Herzen Schleswig-Holsteins – zwischen Eckernförder Bucht und dem Nord-
Ostsee-Kanal ist eine moderne hauptamtlich verwaltete Kommunalverwaltung und als Dienstleister für ca. 
16.000 Einwohner/innen zuständig.  
 
Es erwartet Sie beim Amt Dänischer Wohld eine anspruchsvolle und vielseitige praktische Ausbildung in 
den Fachbereichen Zentrale Dienste, Finanzen, Ordnungswesen/Bürgerbüro und Bauwesen. Die dreijäh-
rige  Ausbildung erfolgt durch qualifizierte Ausbilder*innen.  
 
Die fachtheoretische Ausbildung erfolgt an den Berufsbildenden Schulen in Rendsburg oder Kiel (Block-
unterricht). Weiterhin gehört zur Ausbildung ein Verwaltungseinführungs- und Verwaltungsabschlusslehr-
gang an der Verwaltungsakademie Bordesholm. Darüber hinaus erfolgt eine Teilnahme an dem kreisin-
ternen Unterricht, der in Form von ganztägigen Workshops in der Kreisverwaltung Rendsburg stattfindet.  
Wir erwarten von den Bewerber*innen:  
 mindestens einen mittleren Bildungsabschluss, 
 mindestens befriedigende Leistungen in den Fächern Deutsch, Mathematik und Wirtschaft/Politik, 
 Interesse an rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Themen, 
 Bürger*innen - und serviceorientiertes Verhalten, 
 Verantwortungsbewusstsein, 
 Kommunikationsfähigkeit, 
 Teamfähigkeit. 

 

Für die Verwaltungsausbildung sind Grundkenntnisse im Umgang mit dem PC sowie den gängigen Office-
Anwendungen sehr von Vorteil.  
 
Wir bieten: 
 

 eine qualifizierte Ausbildung zur/zum Verwaltungsfachangestellten 
 ein Ausbildungsentgelt nach Tarifvertrag – derzeit –    

 

• 1. Ausbildungsjahr:  1.068,26 € brutto 
• 2. Ausbildungsjahr:  1.118,20 € brutto 
• 3. Ausbildungsjahr:     1.164,02 € brutto  

 

 eine Jahressonderzahlung und vermögenswirksame Leistungen entsprechend des Tarifvertrages 
 Ausbildungsabschlussprämie in Höhe von 400,00 Euro brutto 

 
Haben Sie noch weitere Fragen zur Ausbildung beim Amt Dänischer Wohld?  
Dann wenden Sie sich an unsere Ausbildungsleiterin Frau Ute Schwauna unter der Telefonnummer: 
04346/91212. 
 
Wenn wir Ihr Interesse geweckt haben, richten Sie Ihre Bewerbung mit Lebenslauf und Zeugniskopien bis 
zum 31.01.2022 an den Amtsdirektor des Amtes Dänischer Wohld, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf.  
Alternativ per Email an poststelle@amtdw.landsh.de (Alle Dokumente in eine pdf-Datei zusammenge-
fasst). 

Amt Dänischer Wohld 
Der Amtsdirektor  

mailto:poststelle@amtdw.landsh.de
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Die Gemeinde Schinkel sucht ab 01.02.2022 für das offene Ganztagsangebot an der Grundschule     
Schinkel eine 

 
 

Betreuungskraft 
(m/w/d) 

 
mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 13,05 h 

(um die Mittagszeit zwischen 12.00 und 15.00 Uhr 
während der Schulzeiten) 

 
 
Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen 
 

• Aufsicht und Betreuung von Grundschulkindern (1. – 4. Klasse) in der Zeit von 12.00 bis  
15.00 h  
„Spielen, malen, basteln, lesen, lachen, toben, trösten“ 

• Begleitung und Initiierung verschiedener Spielsituationen im Innen- und Außenbereich;  
Spielmaterialien bereitstellen und aufräumen 

• Begleitung bei den Hausaufgaben 
• Zusammenarbeit mit dem Team 

 
Wir erwarten 
 

• Freundliche und wertschätzende Arbeit mit Kindern, Eltern und dem Team 
• Verantwortungsbewusstsein und selbständiges Arbeiten 
• Flexibilität 
• Belastbarkeit, Kreativität, Zuverlässigkeit  und Teamfähigkeit 
• Bereitschaft zur Fort- und Weiterbildung 

 
 
Die Eingruppierung erfolgt in die Entgeltgruppe S 2 des TVöD.  
 
Fragen beantwortet Ihnen die Leiterin der offenen Ganztagsbetreuung, Frau Strecker, Tel.: 04346 / 8247 
(AB). 
 
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, senden Sie bitte Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen bis 
zum 14.01.2022 an die Gemeinde Schinkel, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf oder per Email an  
poststelle@amtdw.landsh.de (in eine pdf-Datei zusammengefasst). 

 
Gemeinde Schinkel 
Die Bürgermeisterin 

 
 
  

mailto:poststelle@amtdw.landsh.de
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Der Schulverband Gettorf und Umgegend sucht ab 10.01.2022 für das offene Ganztagsangebot an der 
Grundschule Gettorf eine/n 

 
 

sozialpädagogische/n Assistenten/in  
 (m/w/d) 

 
 

mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 15,25 h.  
 
 
Der Arbeitseinsatz erfolgt bedarfsorientiert und entsprechend des Stundenkontingents in den Schulzeiten 
von 7.00 Uhr bis 8.00 Uhr und von 11.30 Uhr bis 16.00 Uhr. 
 
Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen 
 

• Aufsicht und Betreuung von Grundschulkindern (1. – 4. Klasse) 
vor und nach dem Schulunterricht 
„Spielen, malen, basteln, lesen, lachen, toben, trösten“ 

• Begleitung und Initiierung verschiedener Spielsituationen im Innen- und Außenbereich;  
Spielmaterialien bereitstellen und aufräumen 

• Begleitung bei den Hausaufgaben 
• Zusammenarbeit mit dem Team 

 
Wir erwarten 
 

• Freundliche und wertschätzende Arbeit mit Kindern, Eltern und dem Team 
• Verantwortungsbewusstsein und selbständiges Arbeiten 
• Flexibilität 
• Belastbarkeit, Kreativität, Zuverlässigkeit  und Teamfähigkeit 
• Bereitschaft zur Fort- und Weiterbildung 
 

 
Die Eingruppierung erfolgt in die Entgeltgruppe S 3 des TVöD.  
 
Fragen beantwortet Ihnen die Leiterin der offenen Ganztagsbetreuung, Frau Szafranski,                               
Tel.: 04346 / 6013418. 
 
Falls wir Ihr Interesse geweckt haben, senden Sie bitte Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen bis 
zum 31.12.2021 an den Schulverband Gettorf und Umgegend, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf oder per 
Email an poststelle@amtdw.landsh.de (in eine pdf-Datei zusammengefasst). 
 

Schulverband Gettorf und Umgegend 
Der Schulverbandsvorsteher 

 
 
 
  

mailto:poststelle@amtdw.landsh.de
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Die Gemeinde Gettorf sucht eine stellvertretende Schiedsperson 

 
Die Gemeinde Gettorf sucht eine stellvertretende Schiedsperson. Diese ehrenamtliche Aufgabe ist ab 
sofort zu vergeben. 
Das Ehrenamt einer Schiedsperson können Bürgerinnen und Bürger aus der Gemeinde Gettorf 
wahrnehmen, die mindestens 30 und höchstens 70 Jahre alt sind und Interesse an einer solchen 
Aufgabe haben. Personen, die die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter besitzen und nicht unter 
Betreuung stehen, können diese Tätigkeit ausüben. 
Die Schiedsperson wird für fünf Jahre durch die Gemeindevertretung gewählt und kann auf Wunsch 
wiedergewählt werden. 
Die Aufgabe der Schiedsperson besteht darin, als Vorstufe zum Gerichtsverfahren kleinere Meinungs-
verschiedenheiten und Streitigkeiten – vermögens- und strafrechtlicher Art – zu schlichten und im 
Sühneverfahren einen Vergleich herbeizuführen. 
Die Aufgabenpalette der Schiedsperson ist vielfältig, wie beispielsweise Nachbarschaftsstreitigkeiten, 
Ärger mit dem Vermieter, aber auch leichte Körperverletzung, Hausfriedensbruch oder Beleidigung 
können dazu gehören. 
Die Schiedspersonen stehen in der Zusammenarbeit mit den Justizbehörden, insbesondere mit dem 
Amtsgericht. 
Wer in der Gemeinde Gettorf wohnt und Interesse an dem Aufgabengebiet hat, wird gebeten, eine 
schriftliche Kurzbewerbung an die Gemeinde Gettorf, Karl-Kolbe-Platz 1, 24214 Gettorf zu senden. Für 
Rückfragen steht Ihnen Frau Frohmeyer, Tel.:04346-91207, zur Verfügung. 

 
Amt Dänischer Wohld 
- Der Amtsdirektor - 

 
 

 
Rentenberatung in Gettorf 

 
Frau Schlewitz bietet für alle Bürgerinnen und Bürger aus dem Amtsbereich Dänischer Wohld eine          
Rentenberatung an. Sie führt nicht nur eine Rentenberatung durch, sondern bei Bedarf nimmt sie auch 
die entsprechenden Anträge mit den Versicherten auf. Kosten entstehen den Versicherten hierfür nicht.  
 

Aufgrund der derzeitigen Corona-Verordnungen finden die Beratungsgespräche ausschließlich telefonisch 
statt. 
 

Bei Beratungswünschen kontaktieren Sie bitte Frau Schlewitz unter folgender Telefonnummer:     
0 43 46 – 60 02 40.  
 

Bitte halten Sie Ihre Rentenversicherungsnummer bereit. 

Bei der Anmeldung wird auch geklärt, welche Versicherungsunterlagen Sie für das Beratungsgespräch 
benötigen.  

Gettorf, 14.12.2021 
 

Amt Dänischer Wohld 
Der Amtsdirektor 
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Liebe Interessierte und Freunde 

der Volkshochschule Gettorf, 

 
 
Am 10. Januar startet schon das 
Frühjahrssemester 2022! Viele 
Kurse sind bereits online buchbar. 
Alle aktuellen Informationen zu 
laufenden und startenden Kursen 
finden Sie auf der Seite 
www.vhs-sh.net/vhs-gettorf 
– hier können Sie sich auch direkt 
online anmelden. Das Programm 
wird ständig aktualisiert, also 
schauen Sie öfter mal rein! 

 

Ihre Bodil Busch, 
Leitung der VHS Gettorf 

 
 
 

Sprechzeiten (außerhalb der Schulferien): 
Mo, Di, Mi, Fr: 8.30 – 12.00 Uhr, Do: 16.00 – 19.00 Uhr 
Tel.: 04346 / 60 29 25 (bitte nutzen Sie auch den AB) 

E-Mail: vhs@gemeinde-gettorf.de 

Homepage: www.vhs-gettorf.de 
 
  

http://www.vhs-gettorf.de/
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Neue Trauergruppe 
 
Die von unserer zertifizierten Trauerbegleiterin Andrea Hunklinger geleitete, insgesamt einjährige, feste 

und für Sie kostenfreie Trauergruppe startet im 
 

Januar 2022 
 

Sie findet statt am jeweils zweiten Montag im Monat von 17.30 - 19:00 Uhr (12 Mal) in Altenholz-Knoop. 
 

Für das Treffen gilt die 2G+ Regelung. 
 

Wir freuen uns sehr, dass dieses Angebot angenommen wird und hoffen, hiermit ein klein wenig Linde-
rung in einer schweren Zeit anbieten zu können. 

 
Es sind noch Plätze frei. 

 
Anmeldung bitte unter: timm@hospiz-im-wohld.de 

 
Hospizverein Dänischer Wohld 

Menschen begleiten e.V. 
Kieler Chaussee 2 

24214 Gettorf 
Tel.: 04346-6026 448 
Mobil: 0171-389 7744 

www.hospiz-im-wohld.de 
 
 

******************** 
 
 

Der Hospizverein Dänischer Wohld informiert 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Der Hospizverein Dänischer Wohld informiert, dass  wegen der steigenden Corona-Zahlen das Café 
Courage leider bis auf Weiteres ausgesetzt wird. 
 
Wir werden rechtzeitig bekannt geben, wenn das Café Courage wieder geöffnet wird. 
 
Hospizverein Dänischer Wohld 
Menschen begleiten - e.V. 
Kieler Chaussee 2 
24214 Gettorf 
Tel.: 04346-6026448 
Mobil: 0171-3897744 
www.hospiz-im-wohld.de 
  

mailto:timm@hospiz-im-wohld.de
http://www.hospiz-im-wohld.de/
http://www.hospiz-im-wohld.de/
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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger im Amt Dänischer Wohld! 

Ich wünsche Ihnen allen ein frohes Weihnachtsfest und ein glückliches Neues Jahr. 

Bleiben Sie gesund! 

Iris-Uta Räther-Arendt 
PflegeStützpunkt. Im Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Beratungsstelle Nord-Ost 
Am Buchholz 4 24161 Altenholz 

Tel. 0431 – 32 10 40  
Fax 0431 – 32 753 

Mail  info@pflegestuetzpunkt.altenholz.de 
Web www.pflege.schleswig-holstein.de 

Sprechzeiten: Mo. 9.00 bis 11.00 Uhr und Do. 8.00 bis 11.00 Uhr 
 sowie nach Vereinbarung, Hausbesuche möglich 

 
Beratung in Kronshagen, Bürgerhaus, Kopperpahler Allee 69, Kronshagen 

Jeden 2. Donnerstag im Monat  in der Zeit von 12.00 bis 14.00 Uhr 

Bitte beachten Sie! 
Ab 23. Dezember 2021 ist das Büro des Pflegestützpunktes nicht besetzt. Sie erreichen mich wie-
der am 3. Januar 2022 zu den gewohnten Sprechzeiten. 

 
 

 
 
 

                                    Rette Leben – Spende Blut! 
 
Der nächste Termin zur Blutspende in Gettorf ist am 
 

Montag, 20.12.2021, 
zwischen 15.30 Uhr und 19:30 Uhr  
im Schulzentrum Gettorf / Isarnwohldschule 

 
Deutsches Rotes Kreuz – Ortsverein Gettorf 
 
 

 
 
 
 

Das Amtsblatt des Amtes Dänischer Wohld 
finden Sie auch im Internet unter www.amtdw.de / Amt / Aktuelles. 

Hier können Sie das Bekanntmachungsblatt auch 
als Newsletter abonnieren. 

 
  

 

mailto:info@pflegestuetzpunkt.altenholz.de
http://www.pflege.schleswig-holstein.de/
http://www.amtdw.de/
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Wochenmarkt in Gettorf 
 

Besuchen Sie den Gettorfer Wochenmarkt in der Eichstraße (Fußgängerzone) 
freitags    von 08.00 bis 12.00 Uhr 
dienstags von 08.00 bis 14.00 Uhr 

 

 
 
 
 
 
 

Umsonstladen Schinkel  
Wir sind für Sie da, aber nur mit Maske und ggf. etwas Geduld 

 
Wir nehmen und geben unentgeltlich alle nicht sperrigen, noch brauchbaren Gegenstände. 
 
Hauptstraße 49 
24214 Schinkel 
Telefon: 04346 6893 
Ansprechperson: Uwe von Ahlften 
E-Mail: umsonstladen-schinkel@web.de 

Öffnungszeiten in der Schulzeit: 
Dienstag, Freitag, Samstag:  09.30 - 12.30 Uhr 
Dienstag, Freitag:   15.00 - 18.00 Uhr 

Öffnungszeiten in der Ferienzeit: 
Samstag:    09.30 - 12.30 Uhr 

 
 
 
 
 
 

Impressum: 
Herausgeber des Amtsblattes Dänischer Wohld: 
Der Amtsdirektor des Amtes Dänischer Wohld, 
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E-Mail: poststelle@amtdw.landsh.de 
Redaktion: Amtsdirektor Matthias Hannes Meins (V. i. S. d. P.) 
Druck: Eigendruck 
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chungen vorliegen. Wird eine von der vorstehend festgesetzten Erscheinungsfolge abweichende zusätzliche Ausgabe erforder-
lich, so wird auf das Erscheinen und den Inhalt des amtlichen Teils in der Tagespresse hingewiesen. Sollte der jeweilige Erschei-
nungstag auf einen Feiertag fallen, erscheint das „Amtsblatt des Amtes Dänischer Wohld“ am darauf folgenden Werktag. 
Das Amtsblatt des Amtes Dänischer Wohld finden Sie auch im Internet unter http://www.amt-daenischer-wohld.de/„Aktuelles“; 
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